
Der Ankauf des Geländes der ehemaligen Hummelkaserne für 
Zwecke des sozialen Wohnbaus ist ein großes Stück näher gerückt. 

In seiner Antwort auf eine 
Anfrage von KPÖ-Gemein-
derat Mag. Andreas Fabisch 
gab Stadtrat Rüsch (VP) 
am Donnerstag bekannt, 
dass die Stadt Graz ihr öf-
fentliches Interesse am 
Kauf dieses Areals anmel-
den wird. Er sagte sogar, 
dass dieses Gelände, das 

Aus der Sitzung des Grazer Gemeinderates vom 25. Juni 2009
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  Damit Sie draußen wissen, was drinnen vorgeht!

Wohnungsstadträtin 
Elke Kahr - KPÖ, 
Tel. 0316 / 872 20 60

RAT UND 
HILFE

Stadt will Hummelkaserne kaufen
Wohnen auf Kasernengrund wird möglich

an die Reininghaus-Gründe 
angrenzt, strategische Be-
deutung für die Stadtent-
wicklung habe.

Wohnungsstadträtin Elke 
Kahr (KPÖ) begrüßte die-
se Zusage, weil es dadurch 
leichter möglich wird, in den 
kommenden Jahren in Graz 
die zugesagten  500 neuen 
Gemeindewohnungen zu 
errichten.
Als Kaufsumme für das 
Kasernengelände werden 
4,7 Millionen Euro genannt. 
Der VP-Finanzstadtrat 
Rüsch konnte in seiner An-
fragebeantwortung nicht 
zusichern, dass dieser Be-
trag aus dem städtischen 
Budget aufgebracht wird. 
Anscheinend ist an eine Fi-
nanzierung durch die städ-
tische Immobiliengesell-
schaft GBG gedacht.
Zur Erinnerung: 5200 Gra-
zerinnen und Grazer haben 
im Jahr 2006 die Petition 
Wohnen auf Kasernen-
grund unterschrieben. Ei-
ne gleich lautende Petition 
wurde auf Antrag der KPÖ 
vom Grazer Gemeinderat 
einstimmig beschlossen.

Elke Kahr: „Wir hoffen, 
dass den positiven Aus-
sagen in der heutigen Ge-
meinderatssitzung kon-
krete Handlungen folgen 
werden, damit in unserer 
Stadt neuer Wohnraum ge-
schaffen wird, den sich die 
Leute auch leisten kön-
nen.“

Wohnen: Es geht 
voran
Der Gemeinderat beschloss 
den Ankauf von Grundstücken 
in Wetzelsdorf, im Ausmaß von 
7.283 m². Dort werden Ge-
meindewohnungen errichtet. 
Mit dem Beschluaa über den 
Bebauungsplan Jauerburggas-
se – Münzgrabenstraße können 
auch dort 100 Wohnungen mit 
Einweisungsrecht der Gemeinde 
geschaffen werden. Grundstü-
cke 270 Wohnungen (von 500) 
sind bereits gesichert. Für die 
übrigen 230 Wohnungen hat es 
vor kurzem Gespräche mit den 
zuständigen Stellen gegeben.

Volksgarten

Gemein-
derat 
Christian 
Sikora löste 
mit seiner 

Anfrage über die Drogen-
problematik im Bereich 
Volksgarten, Siegmundstadl, 
Keplerstraße eine umfas-
sende Diskussion aus. Nach 
Auffassung der KPÖ sollten 
gezielte Schwerpunktak-
tionen der Polizei gegen 
Dealer Maßnahmen der Dro-
genprävention und der Be-
treuung Drogenabhängiger 
ergänzen.

Erfreuliche Antwort auf An-
frage von KPÖ-Gemeinde-
rat Mag. Andreas Fabisch
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Anträge und Initiativen der der KPÖ 
in Stadtrat und Gemeinderat:

Mehr Landesgeld für die Schuld-
nerberatung forderte Gemein-
derätin Mag.a Ulrike Taberhofer in 
einem Dringlichkeitsantrag.. Grund 
für die Initiative: Trotz geringfü-

giger Anhebung der Mittel gibt es 
Wartezeiten bis zu 6 Monaten. In 
der Krise wird sich dieses Problem 
aber noch verschärfen.  Der Antrag 
wurde einstimmig angenommen.

Euratom

Maßnahmen für Carnerischule

Wer Arbeits-
l o s e n g e l d , 
S o z i a l h i l f e , 
P f l e g e g e l d , 
eine Pension 
oder Studien-
beihilfe – also 
sog. „Trans-

ferleistungen“ - bezieht, kann 
um Befreiung von der Telefon-, 
Rundfunk- oder Fernsehgebühren 
ansuchen, sofern das Haushalts-
einkommen nicht mehr als 12 % 
über dem Ausgleichszulagen-
Richtsatz liegt.
Wer aber trotz Erwerbsarbeit 

über ein gleich niedriges Einkom-
men verfügt, hat auf die Gebüh-
renbefreiung keinen Anspruch. 
Das ist ungerecht. Auf Initiative 
von  Gemeinderätin Taberhofer 
forderte der Gemeidnerat den 
Bund auf, diese Ungerechtigkeit 
abzuschaffen. Taberhofer: „Es 
ist dringend notwendig, sodass 
künftig generell alle Menschen, 
die unter die definierten Einkom-
mensgrenzen fallen, Anspruch 
auf Rundfunk- und Fernmelde-
gebührenbefreiung haben, auch 
wenn sie geringfügig beschäftigt 
sind.“  

„Haben wir bei der Baulücke Len-
dplatz 38 mit einer Situation zu 
rechnen, die Ähnlichkeiten mit 
der Dauerbaustelle Kommodhaus 
aufweist?“ Mit dieser Frage kon-
frontierte KPÖ-Gemeinderat Mag. 
Andreas Fabisch den Grazer Bür-
germeister Nagl.
Fabisch: „Der Lendplatz verliert 
Stück für Stück sein einzigartiges 
Flair. Gesichtslose Neubauten 
verdrängen architektonische Bei-
spiele ausder Vergangenheit.
Auch das an zentraler Stelle ge-
legene Haus Lendplatz 38 wurde, 
nachdem notwendige Renovie-

rungen versäumt wurden, dem 
Verfall preisgegeben. Der Zustim-
mung zum Abriss (Altstadtschutz-
zone III) ging das Versprechen 
voraus, das schützenswerte Stein-
portal aus dem Jahr 1834 auch im 
Neubau wieder zu integrieren. Die 
KPÖ stimmte als einzige Fraktion 
dagegen.
Seit unzähligen Monaten ist nun 
beides verschwunden, sowohl das 
Haus als auch das Steinportal. Von 
Bauarbeiten ist nichts zu sehen.“
Nach Auffassung der KPÖ besteht 
die Gefahr, dass es hier eine Dau-
er-Baulücke geben könnte.

Bereits 70 österreichische Ge-
meinden haben sich für den Aus-
tritt Österreichs aus dem Eura-
tom-Vertrag ausgesprochen. In 
Graz lehnten ÖVP, SPÖ und Grüne 
einen KPÖ-Dringlichkeitsantrag 
für den Austritt aber ab.
Gemeinderat Fabisch: „Der EU-

Die dringende Einrichtung einer 
30er Zone sowie die Errichtung 
einer Druckknopfampel in der The-
odor Körner Strasse / Haltestelle 

Carnerigasse forderte Gemeinde-
rat Christian Sikora. Beid er Carne-
rischule kommt es immer wieder 
zu gefährlichen Situationen.

Rundfunkgebührenbefreiung
 „Ungleichheiten beseitigen“

Schuldnerberatung:  
Wartezeiten verkürzen!

Baulücke Lendplatz
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Im Zusammenhang mit der Zu-
kunft der sogenannten Reining-
hausgründe überschlagen sich 
die Ereignisse. Der Hinauswurf 
des bisherigen Vorstandsvor-
sitzenden Koppensteiner ist ein 
Hinweis dafür, dass die Zeit der 
schönen Stadtentwicklungsvisi-
onen vorbei ist und jetzt an den 
Ausverkauf von Grundstücken 
gedacht wird.
Deshalb verlangte KPÖ-Gemein-
derat Manfred Eber vom Bürger-
meister Auskunft über folgende 
Fragen: 
„Welche konkreten und rechts-
verbindlichen Verträge zwischen 
der Stadt Graz und der Firma 
„asset one“ sind bereits unter-
zeichnet, welche Verträge sind 
noch im Entwurfsstadium?
Mit welchen Auswirkungen auf 
das Gesamtprojekt und auf die 
Stadt Graz ist aufgrund der jüngs-
ten Entwicklungen zu rechnen?“
Am 1. Juli soll sich der zuständi-
ge Ausschuss mit diesen Fragen 
beshcäftigen.

Im Aufsichtsrat der Immobilien-
firma Asset one, die die ehema-

ligen Brauereigründe übernahm, 
sitzen Grazer mit bekannten Na-
men:
Univ.-Prof. Dr. Romuald Bertl: 
Steuerprofi , dessen Beratertä-
tigkeit bei der Estag vom Rech-
nungshof kritisiert wurde.
Dr. Stephan Mayer-Heinisch:
Unternehmer, zieht auch bei Hu-
manic die Fäden.
Dr. Reinhard Hohenberg: Rechts-
anwalt, Chef der Immobilienfirma
Wegraz. Ließ 2003 das Kommod-
haus abreißen.

RATOM-Vertrag bewirkt, dass 
jährlich 40 Mio. aus Österreich 
in die Atomenergie fließen. Das 
europäische Parlament hat nach 
wie vor keine Mitentscheidungs-
möglichkeit bei der Finanzierung 
von Atomkraftwerken durch die 
EURATOM-Milliardenkredite. Des-
halb gibt es die Bewegung für den 
Austritt aus Euratom.
Ich verstehe nicht, warum die 
Grazer Grünen hier keine klare 
Stellungnahme abgeben konnten. 
Noch im EU-Wahlkampf haben sie 
Nein zu Euratom gesagt.“

Reininghausgründe:

Viele Fragen

Volksgarten:  
Skating pool unter Wasser
Großer Beliebtheit bei den Skate-
Sport-Begeisterten erfreut sich 
der Skating-Pool im Grazer Volks-
garten. Leider steht die Anlage 
jedoch immer wieder unter Was-
ser, und zwar nicht nur bei star-
ken Regenfällen, sondern auch 

noch Wochen danach. Offenbar 
ist das bestehende System zur 
Bewältigung der anfallenden 
Wassermengen unzureichend. 
Gemeinderätin Gertrude Schlof-
fer forderte eine Verbesserung 
des Regenwasser-Ableitsystems.


